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5. Das Obergericht und B.X. verzichteten auf eine 
Stellungnahme. Die Staatsanwaltschaft liess sich 
nicht vernehmen.

II. Auszug aus den Erwägungen

1. (E 1.1) Die Privatklägerschaft kann mit Be-
schwerde in Strafsachen – ungeachtet der Legitima-
tion in der Sache im Sinne von Art. 81 Abs. 1 lit. b 
Ziff.  5 BGG  – eine Verletzung ihrer Parteirechte 
rügen, die ihr nach dem Verfahrensrecht, der Bun-
desverfassung oder der EMRK zustehen und deren 
Missachtung auf eine formelle Rechtsverweigerung 
hinausläuft. Zulässig sind Rügen, die formeller 
Natur sind und von der Prüfung der Sache getrennt 
werden können. Das nach Art. 81 Abs. 1 lit. b BGG 
erforderliche rechtlich geschützte Interesse ergibt 
sich diesfalls aus der Berechtigung, am Verfahren 
teilzunehmen.

2. (E 1.2) Der Beschwerdeführer argumentiert, er 
sei durch die angezeigten Straftaten seiner Schwes-
ter direkt geschädigt. Die Vorinstanz habe ihm die 
Beschwerdelegitimation zu Unrecht abgesprochen 
und sei auf seine Beschwerde gegen die rechtswid-
rige Nichtanhandnahme nicht eingetreten. Damit 
macht er eine Verletzung von formellen Rechten 
geltend, die ihm als Geschädigter und Strafantrag-
steller unabhängig von der Legitimation in der 
Sache zustünden. Auf die Beschwerde ist daher ein-
zutreten.

3. (E 2.1) Die Vorinstanz erwägt, einem einzelnen 
Erben werde lediglich ausnahmsweise zugestanden, 
allein für die Erbengemeinschaft zu handeln und 
ein Rechtsmittel zu deren Schutz zu ergreifen, näm-
lich wenn sämtliche übrigen Mitglieder Straftaten 
zum Nachteil der Erbengemeinschaft begangen 
hätten bzw. hätten begangen haben sollen. Dadurch 
werde der einzelne Erbe nicht als unmittelbar Ge-
schädigter betrachtet. Es werde ihm nur das Recht 
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I. Kurzfassung des Sachverhalts

1.  Am 28.  Juni 2013 erstattete A.X. gegen seine 
Schwester B.X. Strafanzeige und stellte Strafantrag 
wegen «aller infrage kommender Tatbestände». Er 
wirft dieser vor, nach dem Tod ihrer gemeinsamen 
Mutter am 20.  März 2013 in Portugal von deren 
Konti bei verschiedenen schweizerischen Bankins-
tituten unrechtmässige Bezüge in Höhe von insge-
samt CHF 9000 getätigt und mit deren Kreditkarte 
einen Betrag von CHF 75.05 beglichen zu haben. 
Damit habe sie die übrigen Erben geschädigt.

2. Am 25. Oktober 2013 verfügte die Staatsanwalt-
schaft Zürich-Limmat die Nichtanhandnahme der 
Strafuntersuchung gegen B.X. wegen Veruntreuung 
etc., da keine schweizerische Gerichtsbarkeit bestehe.

3.  Am 31.  Oktober 2014 trat das Obergericht des 
Kantons Zürich auf die Beschwerde von A.X. gegen 
die Nichtanhandnahme mangels Beschwerdelegiti-
mation nicht ein.

4.  A.X. beantragt dem Bundesgericht mit Be-
schwerde in Strafsachen, den Beschluss vom 31. Ok-
tober 2014 aufzuheben und die Staatsanwaltschaft 
Zürich-Limmat anzuweisen, eine Strafuntersuchung 
zu eröffnen.

1 Urteil des Bundesgerichts vom 03.09.2015 = 6B_1198/ 
2014; im vorliegenden Beitrag wird anhand des auf der 
Webseite des Bundesgerichts integral publizierten Ent-
scheids zitiert.

2 Dr. iur. HSG, Fachanwalt SAV Erbrecht, Bratschi 
 Wiederkehr & Buob AG, St. Gallen.
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zugestanden, ausnahmsweise allein für die Ge-
meinschaft zu handeln. Die am 20. März 2013 ver-
storbene Erblasserin habe drei Nachkommen als 
gesetzliche Erben hinterlassen. Bestehe bzw. habe 
im Zeitpunkt der Beschwerdeeinreichung eine Er-
bengemeinschaft bestanden, könnten die Erben nur 
gemeinsam oder in Ausübung eines Vertretungs-
auftrags für die Gemeinschaft handeln. Der Be-
schwerdeführer habe indessen allein in seinem eige-
nen Namen Beschwerde erhoben. Ein Ausnahme-
fall im Sinne der geschilderten Rechtsprechung 
liege nicht vor, da der Beschwerdeführer lediglich 
seiner Schwester und nicht sämtlichen übrigen 
Erben Straftaten vorwerfe. Seine Beschwerdelegiti-
mation sei daher zu verneinen.

4. (E 2.2) Das Verfahren bei einer Nichtanhand-
nahme richtet sich sinngemäss nach den Bestim-
mungen über die Verfahrenseinstellung (Art.  310 
Abs. 2 StPO). Die Parteien können die Nichtanhand-
nahmeverfügung innert 10 Tagen bei der Beschwer-
deinstanz anfechten (Art. 310 Abs. 2 i.V.m. Art. 322 
Abs.  2 StPO). Die Privatklägerschaft nimmt am 
Strafverfahren als Partei teil (Art. 104 Abs. 1 lit. b 
StPO). Als Privatklägerschaft gilt die geschädigte 
Person, die ausdrücklich erklärt, sich am Strafver-
fahren als Straf- oder Zivilklägerin zu beteiligen 
(Art. 118 Abs. 1 StPO). Der Strafantrag ist dieser 
Erklärung gleichgestellt (Art.  118 Abs.  2 StPO). 
Geschädigt ist, wer durch die Straftat in seinen 
Rechten unmittelbar verletzt worden ist (Art.  115 
Abs. 1 StPO). 

Entscheidend für die Frage, ob ein Erbe ohne 
Mitwirkung der übrigen Erben gegen eine Nicht-
anhandnahmeverfügung der Staatsanwaltschaft 
Beschwerde erheben kann, ist somit, ob dieser un-
mittelbar geschädigt ist und sich allein als Privat-
kläger konstituieren kann. Unerheblich ist dabei, ob 
die Straftat zum Nachteil des Nachlasses von einem 
Miterben oder einem Dritten begangen wurde.

5. (E 2.3.1) Durch eine Straftat unmittelbar verletzt 
und damit Geschädigter im Sinne von Art.  115 
Abs. 1 StPO ist nach ständiger Rechtsprechung, wer 
Träger des durch die verletzte Strafnorm geschütz-
ten oder zumindest mitgeschützten Rechtsgutes ist. 
Die geschädigte Person kann sich gemäss Art. 119 
Abs.  2 StPO als Straf- und/oder Zivilklägerin am 
Strafverfahren beteiligen. Strafkläger ist, wer die 
Verfolgung und Bestrafung der für die Straftat ver-
antwortlichen Person verlangt (Art. 119 Abs. 2 lit. a 
StPO), Zivilkläger, wer adhäsionsweise privatrecht-
liche Ansprüche geltend macht, die aus der Straftat 
abgeleitet werden (Art. 119 Abs. 2 lit. b StPO). Die 
StPO unterscheidet demnach zwischen dem Privat-

kläger als Strafkläger und demjenigen als Zivil-
kläger. Dem Geschädigten steht es frei, sich am 
Strafverfahren lediglich als Strafkläger (Privatklä-
ger im Strafpunkt) zu beteiligen. Als solcher kann 
er nach der Rechtsprechung auf kantonaler Ebene 
Rechtsmittel ergreifen. Die Rechtsmittellegitima-
tion im kantonalen Verfahren (nach Art. 382 Abs. 1 
StPO) hängt nicht davon ab, ob der Geschädigte 
Zivil forderungen hat. Diese sind mit anderen Wor-
ten keine notwendige Voraussetzung für die Rechts-
mittellegitimation im kantonalen Verfahren bzw. 
für die Bejahung der strafrechtlichen Geschädig-
tenstellung nach Art. 115 Abs. 1 StPO und die Be-
teiligung am Strafverfahren als Strafkläger.

6. (E 2.3.2) Beerben mehrere Erben den Erblasser, 
so besteht unter ihnen, bis die Erbschaft geteilt 
wird, infolge des Erbganges eine Gemeinschaft 
aller Rechte und Pflichten der Erbschaft (Art. 602 
Abs.  1 ZGB). Sie werden Gesamteigentümer der 
Erbschaftsgegenstände im Sinne von Art.  652  ff. 
ZGB (Art.  602 Abs.  2 ZGB), wobei die Rechte 
eines jeden Erben gemäss Art.  652 ZGB auf die 
ganze Sache gehen. Die Erbengemeinschaft ist eine 
Gemeinschaft zur gesamten Hand. Als solche bil-
det sie eine Rechtsgemeinschaft ohne Rechtsper-
sönlichkeit, die mangels Rechtsfähigkeit nicht Trä-
gerin von Rechten und Pflichten sein kann. Träger 
der Vermögensrechte des Nachlasses sind nach 
Lehre und Rechtsprechung vielmehr die einzelnen 
Erben.

Die Erben können unter Vorbehalt der vertragli-
chen oder gesetzlichen Vertretungs- und Verwal-
tungsbefugnisse über die Rechte der Erbschaft nur 
gemeinsam verfügen (Art. 602 Abs. 2 ZGB). Inso-
fern gilt das Prinzip der Einstimmigkeit (vgl. 
Art. 653 Abs. 2 ZGB). Einzelne Erben können für 
den Nachlass daher grundsätzlich nicht handeln. 
Dies ist in der Regel nur allen Erben gemeinsam 
oder an deren Stelle einem Erbenvertreter (Art. 602 
Abs. 3 ZGB), Willensvollstrecker (Art. 518 ZGB) 
oder Erbschaftsverwalter (Art. 554 ZGB) möglich. 
Davon kann nach der Rechtsprechung bloss in 
dringlichen Fällen abgewichen werden (BGE 125 
III 219 E. 1.a S. 220 mit Hinweisen). Mit dem Prin-
zip der gemeinsamen Klageerhebung soll vermie-
den werden, dass ein einzelner Erbe Klage erhebt 
ohne Rücksicht auf seine Miterben und diese durch 
unsorgfältige Prozessführung um ihren Anspruch 
bringt. Unzulässig sind deshalb nebst den eigentli-
chen Verfügungen über das Recht all jene Rechts-
handlungen, welche die Gefahr einer Benachteili-
gung der Gemeinschaft oder ihrer Mitglieder mit 
sich bringen können (BGE 121 III 118 E 3 S. 121). 
Eine Ausnahme vom Grundsatz des gemeinsamen 
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Handelns wird nach der Rechtsprechung aner-
kannt, wenn ein zur Erbschaft gehörender Anspruch 
gegenüber einzelnen Miterben von allen übrigen 
Erben geltend gemacht wird, weil in diesem Fall alle 
Erben Prozesspartei sind und sich über ihre gegen-
seitigen Rechtsansprüche auseinandersetzen kön-
nen (BGE 125 III 219 E 1.b S. 220 f.).

7. (E 2.3.3) Da die Erbengemeinschaft selber nicht 
rechtsfähig ist und somit nicht Trägerin des durch 
die verletzte Strafnorm geschützten Rechtsgutes 
sein kann, gelten bei strafbaren Handlungen zum 
Nachteil der Erbengemeinschaft nach der unter der 
StPO ergangenen Rechtsprechung und der herr-
schenden Lehre die einzelnen Erben als Geschä-
digte im Sinne von Art. 115 Abs. 1 StPO.

8. (E 2.3.4) Zum Strafantrag im Sinne von Art. 30 
StGB berechtigt ist, wer durch die Straftat verletzt 
ist, d.h. wer Träger des unmittelbar betroffenen 
Rechtsguts ist. Der Begriff des Verletzten gemäss 
Art. 30 Abs. 1 StGB ist insofern identisch mit dem-
jenigen des Geschädigten nach Art. 115 Abs. 1 StPO 
(vgl. vorne E 2.3.1). Die Rechtsprechung hat bereits 
früher entschieden, dass das Strafantragsrecht nicht 
der Gemeinschaft zur gesamten Hand, sondern 
jedem Mitglied persönlich zusteht (vgl. BGE 117 IV 
437 E 1.c S. 439). An dieser Rechtsprechung ist fest-
zuhalten. Der besagte Entscheid betrifft die einfa-
che Gesellschaft, gilt für die Erbengemeinschaft 
aber ebenso. Das Bundesgericht hat sich in BGE 
117 IV 437 zwar kurz gefasst. Der Entscheid enthält 
keine eigentliche Begründung. Er stellt jedoch auf 
die Lehre ab, die wiederum auf die kantonale 
Rechtsprechung Bezug nimmt. Er fand zudem auch 
im neueren Schrifttum Zustimmung.

Das Recht, Strafantrag zu stellen, ist ein höchst-
persönliches Recht. Mit dem Strafantrag erklärt der 
Verletzte seinen bedingungslosen Willen zur Straf-
verfolgung des Täters. Dass das Strafantragsrecht 
dem unmittelbar geschädigten Erben persönlich 
zustehen muss, ist folgerichtig, da damit weder An-
sprüche an der Erbschaft geltend gemacht werden 
noch über das Gemeinschaftsvermögen verfügt wird. 
Der Strafantrag richtet sich vielmehr gegen den 
Schädiger, dessen Bestrafung verlangt wird, wobei 
der Strafanspruch allein dem Staat zusteht. Die 
Rechte und Pflichten der übrigen Erben werden da-
durch nicht tangiert.

9. (E 2.3.5) Der Beschwerdeführer ist durch die be-
haupteten Straftaten seiner Schwester unmittelbar 
geschädigt im Sinne von Art. 115 Abs. 1 StPO. Da 
er selber Strafantrag stellen kann und er von diesem 
Recht Gebrauch gemacht hat, hat er sich im Straf-

punkt gültig als Privatkläger konstituiert. Als Pri-
vatkläger im Strafpunkt ist der Beschwerdeführer 
Partei im Sinne von Art.  104 Abs.  1 lit.  b StPO, 
womit er nach Art. 310 Abs. 2 i.V.m. Art. 322 Abs. 2 
StPO zur Beschwerde legitimiert ist. Dies steht im 
Einklang mit der neueren, wenn auch nicht amtlich 
publizierten Rechtsprechung des Bundesgerichts. 
Daraus ergibt sich implizit, dass der geschädigte 
Erbe, der Strafantrag gestellt und sich als Privatklä-
ger konstituiert hat, zur Beschwerde gegen die Nicht-
anhandnahme der Strafuntersuchung befugt ist.

10. (E 2.3.6) Sollten die Anschuldigungen des Be-
schwerdeführers zutreffen, verfügt dieser über eine 
Forderung aus unerlaubter Handlung (Art. 41 Abs. 1 
OR), da er seiner Schwester vorwirft, nach dem Tod 
ihrer gemeinsamen Mutter unrechtmässig Vermö-
genswerte der Erbschaft bezogen zu haben. Es han-
delt sich dabei um eine Forderung aus dem Nach-
lass, die der Beschwerdeführer nur zusammen mit 
seinem Bruder geltend machen kann, da zivilrecht-
liche Ansprüche aus der Erbschaft gegen einen Mit-
erben grundsätzlich nur von allen übrigen Erben 
gemeinsam eingeklagt werden können (vgl. oben 
E 2.3.2). Der Beschwerdeführer kann sich im Straf-
verfahren gegen seine Schwester folglich nicht al-
lein als Zivilkläger (Privatkläger im Zivilpunkt) 
konstituieren. Dies ändert jedoch nichts daran, dass 
er als Träger des geschützten Rechtsgutes im straf-
rechtlichen Sinne geschädigt ist und als Strafkläger 
persönlich und allein am kantonalen Strafverfah-
ren teilnehmen, eine Bestrafung verlangen sowie 
Rechtsmittel gegen eine Nichtanhandnahme oder 
Einstellung des Strafverfahrens ergreifen kann.

11. (E 2.4.1) Die Vorinstanz beruft sich auf einen 
Entscheid des Obergerichts des Kantons Luzern 
vom 4.  April 2013 (LGVE 2013 I Nr.  15). Dieses 
verneinte einem Mitglied einer Erbengemeinschaft 
unter Bezugnahme auf BGE 119 Ia 342 E 2a die 
Legitimation zur Beschwerde gegen eine Einstel-
lungsverfügung. Es geht wie die Vorinstanz davon 
aus, ein einzelner Erbe könne nur dann allein ein 
Rechtsmittel gegen die Einstellung ergreifen, wenn 
alle übrigen Mitglieder Straftaten zum Nachteil der 
Erbengemeinschaft begangen haben bzw. begangen 
haben sollen (LGVE 2013 I Nr. 15 E 4.3).

12. (E 2.4.2) Der zitierte Bundesgerichtsentscheid 
BGE 119 Ia 342 erging unter der früheren Strafpro-
zessordnung des Kantons Zürich. Das Bundesgericht 
ging damals davon aus, der einzelne Gesellschafter 
sei bei Straftaten zum Nachteil der einfachen Ge-
sellschaft nicht unmittelbar betroffen und damit 
nicht geschädigt im Sinne von § 395 Abs. 1 Ziff. 1 
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Nachteil der Gemeinschaft zudem bereits früher 
das Recht zu, Strafantrag zu stellen (oben E 2.3.4). 
Der einzelne Erbe kann daher ohne Mitwirkung 
der übrigen Erben eine Bestrafung verlangen, wes-
halb er auch berechtigt sein muss, sich allein als Pri-
vatkläger im Strafpunkt (Strafkläger) am Strafver-
fahren zu beteiligen und Rechtsmittel zu ergreifen.

14. (E 2.5-E 3) Das Bundesgericht kam deshalb zum 
Schluss, dass der Beschwerdeführer nach Art. 310 
Abs. 2 i.V.m. Art. 322 Abs. 2 StPO im kantonalen 
Verfahren zur Beschwerde gegen die Nichtanhand-
nahme legitimiert sei. Die Vorinstanz habe ihm die 
Beschwerdelegitimation zu Unrecht abgesprochen. 
Die Beschwerde sei gutzuheissen, der Beschluss des 
Obergerichts des Kantons Zürich vom 31. Oktober 
2014 werde aufgehoben und die Sache zu neuer Ent-
scheidung an die Vorinstanz zurückgewiesen.

III. Bemerkungen

1. Dem Sachverhalt lässt sich entnehmen, dass A.X. 
ohne die Mitwirkung der übrigen Erben gegen B.X. 
Strafantrag gestellt hatte, weil diese zum Nachteil 
des Nachlasses Straftaten begangen haben sollen. 
Hier sträuben sich dem Erbrechtler zunächst ein-
mal die Nackenhaare, folgt doch aus dem erbrecht-
lichen Gesamthandsprinzip (Art. 602 Abs. 2 ZGB), 
dass die Mitglieder einer Erbengemeinschaft ihre 
Rechte gemeinsam verfolgen müssen. Das Bundes-
gericht hat in diesem Sinne am Erfordernis der Wil-
lensübereinstimmung aller Erben in zivilrechtlichen 
Auseinandersetzungen stets streng festgehalten3 
und ein selbständiges Vorgehen einzelner Miterben 
nur in Ausnahmefällen zugelassen, etwa bei zeitli-
cher Dringlichkeit4, bei Einbezug aller Erben in das 
Verfahren5 sowie für die Verfolgung von Informati-
onsansprüchen über Erbschaftsaktiven6. Auch vor-
liegend wäre A.X. nicht legitimiert gewesen, sich im 
Strafverfahren allein als Privatkläger im Zivilpunkt 
zu konstituieren, wie das Bundesgericht ausdrück-
lich festhält (E 2.3.6). Der Entscheid ändert somit 
nichts an der bisherigen Rechtsprechung, soweit sie 
zivilrechtliche Auseinandersetzungen betrifft. 

2. Was für das Zivilverfahren gilt, muss nicht not-
wendigerweise für das Strafverfahren gelten. Dies 
hängt mit den besonderen Legitimationsvorausset-

3 BGE 121 III 118 E 3, m.w.Verw.
4 BGE 93 II 11 E 2.b; s. auch BGE 116 Ib 447 E 2.a.
5 BGE 109 II 400 E 2; BGE 74 II 215 E 3.
6 BGE 89 II 93; 82 II 555 E 7.

aStPO/ZH. Die Auffassung im angefochtenen Ent-
scheid, wonach auch bei Straftaten eines Gesell-
schafters zum Nachteil der einfachen Gesellschaft 
alle Gesellschafter gemeinsam Rekurs gegen die 
Einstellung des Strafverfahrens erheben müssen, 
stufte es als willkürlich ein. Es genüge, wenn das 
Rechtsmittel gegen den oder die Gesellschafter von 
den übrigen Gesellschaftern eingelegt werde (BGE, 
a.a.O., E 2.a S. 345 f.).

Da Willkür damals aus anderen Gründen zu be-
jahen war, fand in BGE 119 Ia 342 keine eigentliche 
Auseinandersetzung mit der Frage statt, ob bzw. 
weshalb der einzelne Gesellschafter bei Straftaten 
zum Nachteil der einfachen Gesellschaft lediglich 
indirekt geschädigt sein soll. Das Bundesgericht 
stellte für die Frage der Geschädigtenstellung des 
einfachen Gesellschafters auf den angefochtenen 
Entscheid ab, ohne zu prüfen, ob die kantonale Be-
hörde diesen zu Unrecht nicht als geschädigt be-
trachtete. Es hätte angesichts der Willkürkognition 
zudem nur einschreiten können, wenn diese ihr 
kantonales Recht offensichtlich falsch ausgelegt 
hätte. Der Entscheid kann für die Beurteilung der 
Rechtslage unter der StPO bereits deshalb nicht 
vorbehaltlos übernommen werden. Hinzu kommt, 
dass im betreffenden Fall ein Mitgesellschafter den 
übrigen einfachen Gesellschaftern Straftaten vor-
warf. Die Frage, ob dieser auch gegen einen einzel-
nen Mitgesellschafter allein hätte vorgehen können, 
ohne sämtliche übrigen Gesellschafter ins Recht zu 
fassen, stellte sich daher nicht.

13. (E 2.4.3) Aus BGE 119 Ia 342 kann für die 
Rechtslage unter der StPO somit nicht abgeleitet 
werden, dass bei Straftaten eines Gesamteigentümers 
zum Nachteil des Gesamthandvermögens Rechts-
mittel gegen eine Nichtanhandnahme oder Einstel-
lung des Strafverfahrens von den übrigen Gesamt-
eigentümern gemeinsam erhoben werden müssen. 
Aus den gleichen Gründen kann auch der Lehre 
nicht gefolgt werden, die zwar anerkennt, dass der 
einzelne Gesamteigentümer bei Straftaten zum 
Nachteil einer Gemeinschaft zur gesamten Hand 
unmittelbar geschädigt ist, teilweise unter Beru-
fung auf BGE 119 Ia 342 aber dennoch verlangt, 
dass die (übrigen) Gesamteigentümer gemeinsam 
gegen den oder die Täter vorgehen.

Entgegen BGE 119 Ia 342 ist der einzelne Erbe 
bzw. Gesellschafter nach der Rechtsprechung und 
der herrschenden Lehre bei Straftaten zum Nach-
teil der Erbengemeinschaft bzw. der einfachen Ge-
sellschaft unmittelbar geschädigt im Sinne von 
Art. 115 Abs. 1 StPO (oben E 2.3.3). Die Rechtspre-
chung erkannte dem einzelnen Mitglied einer Ge-
meinschaft zur gesamten Hand bei Straftaten zum 
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gung nicht ohne eine entsprechende Willenserklä-
rung des Antragsberechtigten9. Ohne Antrag kommt 
es nicht zu einem Strafverfahren. Der Geschädigte 
hat einen Anspruch, dass «nicht ohne (und schon 
gar nicht gegen) seinen Willen ein Strafverfahren 
durchgeführt wird»10. Das Antragserfordernis be-
steht typischerweise dort, wo der Staat nur ein ge-
ringes Verfolgungsinteresse hat (Bagatelldelikte) 
oder wo Private ein höheres Interesse auf Nichtver-
folgung haben könnten (z.B. bei Delikten zu Lasten 
von Angehörigen)11. 

6.  Überlässt es der Gesetzgeber für bestimmte 
 Delikte dem Willen der Geschädigten, eine Bestra-
fung des Täters zu beantragen oder darauf zu ver-
zichten, so ist es für solche Delikte gerade nicht von 
Belang, dass der Strafanspruch dem Staat zusteht. 
Es hängt dann ausschliesslich vom Willen der Ge-
schädigten ab, der bei der Erbengemeinschaft in 
aller Regel übereinstimmend zu bilden ist. Auch 
lässt der Strafantrag die Rechte und Pflichten der 
übrigen Erben nicht einfach unberührt. Macht ein 
Erbe von seinem Recht Gebrauch, Strafantrag zu 
stellen, kommt es auf den Willen der übrigen Erben 
nicht mehr an. Sie können zwar immer noch selbst 
Strafantrag stellen oder darauf verzichten. Im Falle 
eines Verzichts müssen sie es aber hinnehmen, dass 
das Strafverfahren gleichwohl durchgeführt wird. 
Verlangt man demgegenüber, dass das Strafantrags-
recht bei einer Erbengemeinschaft nur gemeinsam 
ausgeübt werden darf, wären die Konsequenzen noch 
drastischer. Aufgrund des Einstimmigkeitsprinzips 
könnte ein einzelner Erbe den Strafantrag blockie-
ren und damit eine Bestrafung des mutmasslichen 
Täters gegen den Willen aller übrigen Erben verei-
teln. Bei zahlreichen, weit verstreuten Erben wäre 
es faktisch kaum möglich, rechtzeitig Strafantrag zu 
stellen.

7.  Das Erfordernis gemeinsamen Handelns be-
zweckt, die Gemeinschaft vor schädlichen Sonder-
aktionen einzelner Gemeinschafter zu schützen12. 
Räumt man jedem Erben das Recht ein, selbständig 
darüber zu entscheiden, ob er Strafantrag stellen 
will oder nicht, kann dies bei unterschiedlichen An-
sichten der Erben zu einer erheblichen Belastung 
der Erbengemeinschaft führen. Nehmen wir als 
Beispiel den Strafantrag des Sohnes gegen seinen 
Vater, dem er vorwirft, Gelder im Nachlass der 

9 BSK-Riedo, Vor Art.  30 StGB, N  1; Trechsel/Jean-
Richard, PraxKomm, Art. 30 StGB N 1.

10 BSK-Riedo, Art. 30 StGB, N 2, m.w.Verw.
11 BSK-Riedo, Vor Art. 30 StGB, N 12.
12 Vgl. BEK-Meier-Hayoz, Art. 653 ZGB N 6.

zungen zusammen, welche das Bundesgericht auch 
im verwaltungsrechtlichen Verfahren veranlasste, 
dem einzelnen Erben weitergehende Kompetenzen 
einzuräumen7. Wie das Bundesgericht bereits 1991 
entschieden hat8, steht bei einer Gemeinschaft zur 
gesamten Hand das Strafantragsrecht jedem Mit-
glied persönlich zu (E 2.3.4). Dieser Punkt war auch 
im vorliegenden Verfahren nicht streitig. Die Staats-
anwaltschaft Zürich-Limmat hatte die Nichtan-
handnahme der Strafuntersuchung gegen B.X. nach 
Art.  310 StPO verfügt, weil es nach Ansicht der 
Staatsanwaltschaft an der schweizerischen Gerichts-
barkeit fehlte und nicht etwa, weil sie A.X. das Recht 
absprach, ohne Mitwirkung der übrigen Erben 
Strafantrag zu stellen.

3. Die Auffassung, dass das Strafantragsrecht jedem 
Mitglied persönlich zustehen soll, ist nicht evident. 
Zwar leuchtet ein, dass die Erbengemeinschaft 
mangels Rechtspersönlichkeit nicht Trägerin von 
Rechten und Pflichten sein kann, sondern nur die 
einzelnen Erben (E 2.3.2). Entsprechend sind sie als 
Geschädigte im Sinne von Art. 115 Abs. 1 StPO zu 
betrachten und nicht etwa die Erbengemeinschaft 
(E 2.3.3). Jeder Erbe ist unmittelbar geschädigt und 
nicht nur mittelbar betroffen wie beispielsweise ein 
Aktionär bei einer Straftat zu Lasten der Aktienge-
sellschaft (E 2.3.3). Die zentrale Frage ist nun aber, 
weshalb bei einem Strafantrag das Gesamthands-
prinzip nicht gelten soll, jeder einzelne Erbe also 
selbständig handeln darf, allenfalls sogar gegen den 
ausdrücklichen Willen der Miterben. 

4. Das Bundesgericht begründet seine Auffassung 
damit, dass der Strafantrag die Rechte und Pflichten 
der übrigen Erben nicht berühre. Weder würden 
Ansprüche an der Erbschaft geltend gemacht noch 
werde über das Gemeinschaftsvermögen verfügt. Es 
gehe einzig um die Bestrafung des Schädigers, wo-
bei der Strafanspruch dem Staat zustehe (E 2.3.4). 
A.X. sei deshalb für den Strafantrag nicht auf die 
Mitwirkung der übrigen Erben angewiesen.

5.  Das Antragsrecht ist in Art.  30 StGB geregelt. 
Diese Norm lautet wie folgt: «Ist eine Tat nur auf 
Antrag strafbar, so kann jede Person, die durch sie 
verletzt worden ist, die Bestrafung des Täters bean-
tragen». Im Unterschied zu Offizialdelikten, die 
von Amtes wegen zu verfolgen sind (Art. 7 Abs. 1 
StPO), erfolgt bei Antragsdelikten die Strafverfol-

7 BGE 121 III 118 E 3; vgl. dazu BGE 119 Ib 56 E 1.a, 
BGE 99 V 58 ff.

8 BGE 117 IV 437 E 1.c; s. auch RBOG TG 1986 Nr. 19; 
Rehberg, Der Strafantrag, ZStR 85/1969, S. 259.
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trags für die Gesellschaft handeln können, nicht 
dazu führen dürfe, dass die einfache Gesellschaft 
im Verhältnis zu ihren Gesellschaftern des straf-
prozessualen Schutzes verlustig gingen14. Das Ober-
gericht des Kantons Zürich als Vorinstanz erwog, 
eine Ausnahme im Sinne der soeben zitierten 
Rechtsprechung liege nicht vor, da A.X. lediglich 
seiner Schwester B.X. Straftaten vorwerfe und nicht 
sämtlichen übrigen Erben (E 2.1). Demzufolge sei 
er nicht zur Beschwerde legitimiert.

10.  Im hier diskutierten Entscheid relativierte das 
Bundesgericht die Bedeutung von BGE 119 Ia 342, 
E 2.a unter der neuen StPO und revidierte seine da-
malige Auffassung, indem es klarstellte, dass der 
einzelne Erbe bei Straftaten zum Nachteil der Er-
bengemeinschaft unmittelbar geschädigt im Sinne 
von Art. 115 Abs. 1 StPO sei (E 2.4.3). Der einzelne 
Erbe handelt also nicht quasi als Prozessstandschaf-
ter15, sondern er selbst ist «geschädigte Person», also 
durch die Straftat in seinen Rechten unmittelbar 
verletzt16. Diese Rechtsauffassung entspricht der 
herrschenden Lehre und auch der unter der neuen 
StPO ergangenen Rechtsprechung des Bundesge-
richts (E 2.3.3)17. 

11. Gleichwohl stellt sich die Lehre (wie die Vorins-
tanz) auf den Standpunkt, die Rechte der geschädig-
ten Person könnten im Strafverfahren nur von allen 
Erben gemeinsam beansprucht werden18. Diese Auf-
 fassung ist, wie das Bundesgericht zu Recht festhält 
(E 2.4.3), nicht konsequent19. Anerkennt man die 
«prozessuale Rechtsfähigkeit»20 jedes einzelnen 
Erben für die Stellung eines Strafantrags, so muss 
ihm diese Fähigkeit auch zukommen, wenn es 
darum geht, sich als Strafkläger zu konstituieren 
und ein Rechtsmittel gegen die Nichtanhandnahme 
der Strafuntersuchung zu ergreifen. Dabei ist ent-
scheidend, dass die Geschädigteneigenschaft i.S.v. 
Art.  115 Abs.  1 StPO «paradoxerweise»21 keinen 

14 BGE 119 Ia 342, E 2.a.
15 BSK-Mazzucchelli/Postizzi, Art. 115 StPO Fn. 88.
16 In diesem Sinne bereits BGE 1B_348/2012, E 1.2.6, 

 Urteil des Bundesgerichts vom 3. Oktober 2012.
17 BGE 1B_348/2012, Urteil des Bundesgerichts vom 

3. Oktober 2012, E 1.2.6; BSK-Mazzucchelli/Postizzi, 
Art. 115 StPO N 34, Lieber, Kommentar zur Schweize-
rischen Strafprozessordnung, 2.  Aufl. 2014, Art.  115 
StPO N 5, Perrier, Code de procédure pénale suisse, 
Art. 115 StPO N 18.

18 BSK-Mazzucchelli/ Postizzi, Art. 115 StGB N 34.
19 Vgl. auch BGE 6B_827/2014, Urteil des Bundesgerichts 

vom 1. Februar 2016, E 3.2.
20 S. LGVE 2013 I Nr. 15, E 4.3.
21 BSK-Mazzucchelli/ Postizzi, Art. 115 StPO N 22.

Schwester veruntreut zu haben, wobei sich die Mut-
ter ausdrücklich gegen einen Strafantrag ausgespro-
chen hatte. Schwerer wiegen jedoch die Folgen, 
wenn die Erbengemeinschaft ihres strafprozessua-
len Schutzes verlustig ginge13, bloss, weil sich die 
Erben nicht auf einen gemeinsamen Strafantrag 
 einigen können. Im soeben erwähnten Beispiel 
wäre eine Bestrafung bei Antragsdelikten geradezu 
ausgeschlossen, solange Vater und Mutter zusam-
menspannen. Vor diesem Hintergrund ist es m.E. 
richtig, jedem Erben eine selbständige Berechti-
gung einzuräumen, Strafantrag zu stellen. 

8.  Streitig war im vorliegenden Fall nicht die Be-
rechtigung des A.X., Strafantrag zu stellen, sondern 
dessen Legitimation, Beschwerde gegen die Nicht-
anhandnahmeverfügung der Staatsanwaltschaft zu 
führen. Zur Beschwerde nach Art. 310 Abs. 2 i.V.m. 
Art. 322 Abs. 2 StPO legitimiert ist jede Partei, die 
ein rechtlich geschütztes Interesse an der Aufhebung 
oder Änderung eines Entscheides hat (Art.  382 
Abs. 1 StPO). Partei ist nach Art. 104 Abs. 1 lit. b 
StPO auch die Privatklägerschaft, d.h. die geschä-
digte Person, die ausdrücklich erklärt, sich am 
Strafverfahren als Straf- oder Zivilkläger zu beteili-
gen (vgl. Art. 118 Abs. 1 StPO), wobei der Strafan-
trag dieser Erklärung gleichgestellt ist (Art.  118 
Abs. 2 StPO). 

9. Das Obergericht des Kantons Zürich trat auf die 
Beschwerde des A.X. nicht ein, weil es dessen Legi-
timation verneinte. Wie aus den Erwägungen des 
Bundesgerichts hervorgeht (E 2.4.1), berief sich das 
Obergericht des Kantons Zürich dabei auf einen 
Entscheid des Obergerichts des Kantons Luzern 
(LGVE 2013 I Nr. 15), welches die Beschwerdelegi-
timation eines einzelnen Erben unter Verweis auf 
BGE 119 Ia 342, E 2.a ebenfalls abschlägig beant-
wortet hatte. Das Bundesgericht äusserte sich in 
jenem Entscheid nicht generell zur Frage, ob ein 
einzelnes Mitglied einer Gesamthandgemeinschaft 
legitimiert sei, Beschwerde in Strafsachen zu füh-
ren. Es entschied jedoch, der einzelne Gesellschaf-
ter müsse ein Rechtsmittel ergreifen können, wenn 
die übrigen Mitgesellschafter Straftaten zum Nach-
teil der einfachen Gesellschaft begangen hätten. 
Dadurch werde der einzelne Gesellschafter nicht 
als unmittelbar Geschädigter betrachtet, es werde 
ihm nur das Recht zugestanden, ausnahmsweise al-
lein für die einfache Gesellschaft zu handeln. Diese 
Ausnahme dränge sich auf, weil der Umstand, dass 
die Mitglieder einer einfachen Gesellschaft nur ge-
meinsam oder in Ausübung eines Vertretungsauf-

13 Vgl. die Argumentation in BGE 119 Ia 342, E 2.a.
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Legitimation einzelner Erben zum Strafantrag und zur Beschwerde

der anderen Erben als Strafkläger zu konstituieren 
und selbständig Beschwerde zu führen, wenn sei-
nem Strafantrag keine Folge geleistet wird. Bemer-
kenswert ist, dass das Urteil von einer (zumindest 
nach aussen hin) nicht anwaltlich vertretenen Per-
son erstritten wurde, die damit eine Änderung der 
Rechtsprechung erreicht hat, welche im Vorfeld 
nicht zu erwarten war. Bei der Erbengemeinschaft 
stellt das Individualklagerecht allerdings nach wie 
vor die Ausnahme von der Regel dar, dass sämtliche 
Erben als notwendige Streitgenossen aktiv- oder 
passivlegitimiert sind. Es sind daher die Legitimati-
onsvoraussetzungen weiterhin sorgfältig zu prüfen 
und kann von der Beschwerdelegitimation des ein-
zelnen Erben als Strafkläger im kantonalen Verfah-
ren (Art. 382 Abs. 1 StPO) nicht geschlossen wer-
den, dieser sei auch bei anderen Rechtsbehelfen des 
Strafverfahrens berechtigt, alleine zu handeln.

Schaden voraussetzt, sondern nur die Trägerschaft 
des angegriffenen, strafrechtlich geschützten Rechts-
gutes. Verlangt wird ferner, dass sich der betref-
fende Erbe im Strafverfahren gültig als Strafkläger 
konstituiert hat, also insbesondere nicht nachträg-
lich auf die ihm zustehenden Rechte verzichtet hat 
(Art. 120 Abs. 1 StPO).

12. Es liegt in der Tat ein Grundsatzentscheid22 vor. 
Er bricht mit der bisherigen Rechtsprechung und 
der herrschenden Lehre, indem erstmals bei einer 
Gemeinschaft zur gesamten Hand dem Einzelnen 
die Berechtigung eingeräumt wird, in einem Straf-
verfahren selbständig ein Rechtsmittel zu ergreifen. 
Nach der bisherigen Rechtsprechung23 war dies nur 
in Ausnahmefällen möglich. Der Entscheid über-
zeugt. Erlaubt man dem einzelnen Erben, selbstän-
dig Strafantrag zu stellen, so muss er konsequenter-
weise auch legitimiert sein, sich ohne Mitwirkung 

22 S. BGE 6B_309/2015, 6B_314/2015, Urteil des Bundes-
gerichts vom 19. November 2015, E 3.3.

23 BGE 119 Ia 342, E 2.a.


